% Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 10

offentliche Fassung

BK10-24-0011_Z

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren

von Amts wegen

betreffend die Betreiber und Eigentiimer von Serviceeinrichtungen im Bundesgebiet,

Betroffene,

wegen der Gewahrung einer Ausnahme gemaf Art. 15 Abs. 10 der Durchfihrungsverordnung
(EU) 2017/2177 vom 22.11.2017 Uber den Zugang zu Serviceeinrichtungen und schienenver-
kehrsbezogenen Leistungen,

Hinzugezogene:

1.

2.

DB Cargo AG, Rheinstr. 2, 55116 Mainz, vertreten durch den Vorstand,

DB Fernverkehr AG, Europa-Allee 78-84, 60486 Frankfurt am Main, vertreten durch
den Vorstand,

DB Regio AG, Europa-Allee 70-76, 60486 Frankfurt am Main, vertreten durch den
Vorstand,

DB InfraGO AG, Adam-Riese-Str. 11-13, 60327 Frankfurt am Main, vertreten durch
den Vorstand,

eurobahn GmbH & Co. KG, Immermannstralie 65b, 40210 Dlsseldorf, vertreten
durch die eurobahn Verwaltungsgesellschaft mbH mit Sitz in Dusseldorf, diese wiede-
rum vertreten durch die Geschaftsfuhrung,
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6. FlixTrain GmbH, Friedenheimer Brlicke 16, 80639 Miinchen, vertreten durch den Ge-
schéaftsfuhrer,

— Verfahrensbevollmachtigte:

der Hinzugezogenen zu 1. - 3.:

hat die Beschlusskammer 10 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch

den Vorsitzenden Dr. Ulrich Geers,
den Beisitzer Dr. Hendrik Leupold und
den Beisitzer Jan Kirchhartz

am 22.03.2024
folgende Allgemeinverfigungbeschlossen:

Es wird mit Wirkung ab dem 01.10.2024 eine Ausnahme von der Anwendung des Art. 15
der Durchfuhrungsverordnung (EU) 2017/2177 gewahrt mit der Folge, dass zur behdrd-
lichen Kontrolle der Stilllegung von Serviceeinrichtungen auf bestehende Verfahren (der-
zeit: das Verfahren nach § 11 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes) zurlckzugreifen ist.
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I. Sachverhalt

Die Europaische Kommission erlie® am 22.11.2017 die Durchfihrungsverordnung (EU)
2017/2177 Uber den Zugang zu Serviceeinrichtungen und schienenverkehrsbezogenen Leis-
tungen (DVO (EU) 2017/2177, verdffentlicht am 23.11.2017 im Amtsblatt Nr. L 307/1 der Eu-
ropaischen Union). Art. 15 der DVO (EU) 2017/2177 regelt die behoérdliche Kontrolle der Still-
legung von Serviceeinrichtungen. Die vorgenannte Vorschrift gilt gemaf Art. 17 Satz 2 und 4
DVO (EU) 2017/2177 seit dem 01.06.2019 unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Bis dahin war — und ist auch weiterhin — die behdérdliche Kontrolle der Stilllegung von Ser-
viceeinrichtungen in Deutschland in § 11 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) gere-
gelt. Serviceeinrichtungen, wie z. B. Rangierbahnhofe, Guterterminals und Abstellgleise, wer-
den fur alle Verkehrsarten im Eisenbahnbereich benétigt. Die verfligbaren Kapazitaten konnen
bei bestimmten Serviceeinrichtungen knapp sein.

Die inhaltlichen Regelungen in der DVO (EU) 2017/2177 einerseits und in § 11 AEG anderer-
seits unterscheiden sich deutlich. Ebenso gibt es Unterschiede bei der Frage der Behérden-
zustandigkeit. Nach Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 sind die darin enthaltenen Regelungen von
der Regulierungsstelle — in Deutschland ist dies die Bundesnetzagentur, vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 2 des Gesetzes Uber die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (Bundeseisen-
bahnverkehrsverwaltungsgesetz — BEVVG) — zu Uberwachen. Demgegeniber fallen Stillle-
gungen nach § 11 AEG in die Zustandigkeit der Eisenbahnaufsichtsbehdrden, d. h. des Eisen-
bahn-Bundesamtes (EBA) sowie der Eisenbahnaufsichtsbehdrden der Lander, vgl. § 5 AEG.

Die Mitgliedstaaten sind allerdings nicht gezwungen, die Vorschriften des Art. 15 Abs. 1 bis 9
DVO (EU) 2017/2177 anzuwenden. Vielmehr kdnnen sie zur behdérdlichen Kontrolle der Still-
legung von Serviceeinrichtungen auf bestehende Verfahren zurlickgreifen. In diesem Fall kann
die Regulierungsstelle nach Art. 15 Abs. 10 Satz 2 DVO (EU) 2017/2177 Ausnahmen von der
Anwendung des Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 gewahren.

Bereits am 29.04.2019 flhrte die Beschlusskammer von Amts wegen ein Verfahren
(Gz. BK10-19-0057_2) betreffend die Betreiber und Eigentimer von Serviceeinrichtungen im
Bundesgebiet, um die mogliche Gewahrung einer Ausnahme im Sinne von Art. 15 Abs. 10
DVO (EU) 2017/2177 im Wege einer Allgemeinverfligung zu prifen. Mit Beschluss vom
07.06.2019 erliel die Beschlusskammer in jenem Verfahren eine Allgemeinverfigung mit dem
Tenor:

»1. Es wird mit Wirkung ab dem 13.06.2019 eine Ausnahme von der Anwendung
des Art. 15der DVO (EU) 2017/2177 gewéhrt mit der Folge, dass zur behérdlichen
Kontrolle der Stilllegung von Serviceeinrichtungen auf bestehende Verfahren (der-
zeit: das Verfahren nach § 11 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes — AEG —) zu-
riickzugreifen

2. Die Gewéhrung der Ausnahme gemal Ziffer 1. ist bis zum 30.09.2024 befristet.”

Da die Ausnahme alsbald wegen Tenorziffer 2 ihre Wirkung verliert, hat die Beschlusskammer
von Amts wegen erneut ein Verfahren betreffend die Betreiber und Eigentimer von Serviceein-
richtungen im Bundesgebiet eroffnet, um die mogliche Fortdauer der Gewahrung der Aus-
nahme im Sinne von Art. 15 Abs. 10 DVO (EU) 2017/2177 im Wege einer Allgemeinverfligung
zu prifen. Die Verfahrenser6ffnung hat sie am 02.02.2024 auf ihrer Internetseite veroffentlicht.
Sie hat dabei zugleich auf die Mdglichkeit der Hinzuziehung zum Verfahren hingewiesen. Es
sind sechs Hinzuziehungsantrage gestellt und positiv beschieden worden. AuRerdem sind das
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EBA und die Behdrden der Landeseisenbahnaufsicht tber die Verfahrensertffnung und die
Moglichkeit, eine Stellungnahme abzugeben, informiert worden. Zusatzlich hat die Bundes-
netzagentur durch die Mitteilung Nr. 102/2024 in ihrem Amtsblatt Nr. 04/2024 vom 21.02.2024
Uber die Verfahrenseréffnung informiert.

Bei der Beschlusskammer sind insgesamt zwei Stellungnahmen eingegangen.

Die Hinzugezogene zu 4. begruft den in Aussicht gestellten Erlass einer unbefristeten Aus-
nahmeregelung nach Art. 15 Abs. 10 DVO (EU) 2017/2177 und unterstitzt diesen ausdriick-
lich. Bereits die Entstehungsgeschichte der DVO (EU) 2017/2177 zeige, dass die EU-
Kommission mit Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 eine Regelung schaffen wollte, die den ungere-
gelten Entzug von Kapazitaten in Serviceeinrichtungen bzw. deren Weiterbetrieb im Falle der
Nichtnutzung durch einen Betreiber einer Serviceeinrichtung steuern sollte. Dem Bundesmi-
nisterium fUr Digitales und Verkehr sei daran gelegen gewesen, § 11 AEG unberihrt zu lassen.
Die Konzentration der gesetzlichen Regelungen fir den Umgang mit nicht mehr bei einem
Betreiber einer Serviceeinrichtung marktgangigen Serviceeinrichtungen und deren Abgabe
bzw. ggf. Stilllegung in Deutschland auf den § 11 AEG und die Begrundung der Zustandigkeit
des EBA fir die Durchfiihrung solcher Verfahren jedenfalls der Eisenbahnen des Bundes habe
seit der Schaffung des § 11 AEG im Zuge der ersten Stufe der Bahnreform 1993/94 zu einer
reichhaltigen Verwaltungspraxis und Auspragung einer diesbeziglichen Rechtsprechung ge-
fuhrt. Die Hinzugezogene zu 4. ist ferner der Auffassung, dass eine potentielle, auf die Grund-
lage der DVO (EU) 2017/2177 gestutzte Aufspaltung der Behérdenzustandigkeit und des Ver-
waltungsverfahrens zur Erschwerung und unnétigen Blrokratisierung des Prozesses der ge-
setzlichen Verfahren flihren wirde, wenn die Zustandigkeit fir Streckenstilllegungen nicht ge-
maf § 11 AEG bei dem EBA verbliebe. Infolge der dadurch entstehenden Parallelitat der An-
wendung unionsrechtlicher und nationaler Rechtsvorschriften waren Rechts- und Planungs-
unsicherheit fir die Beteiligten die Folge. Dartiber hinaus wirden auch kompentenzrechtliche
Fragestellungen insbesondere fir von nicht-bundeseigenen Eisenbahnen betriebene Ser-
viceeinrichtungen entstehen, indem namlich dort die Begriindung und Uberwachung der Be-
triebspflicht bei Landesbehérden, deren Beendigung aber bei der Bundesnetzagentur als Bun-
desbehoérde angesiedelt wirden. Auch die schon heute gelegentlich zu beobachtende Unsi-
cherheit beim Wechsel der Aufsichtsbefugnisse fur Eisenbahninfrastrukturen im Falle der Ab-
gabe durch die Hinzugezogene zu 4. an nicht-bundeseigene Betreiber von Serviceeinrichtun-
gen vom EBA an eine Landesbehdrde wirde durch die Einschaltung einer weiteren Behdrde
in der Tendenz nicht vereinfacht werden.

Das Land Brandenburg ist der Auffassung, die bisherige, befristete Ausnahmeregelung des
Stilllegungsverfahrens nach § 11 AEG fur Serviceeinrichtungen habe sich in der Praxis be-
wahrt. Es beflirwortet die unbefristete Fortgeltung der Ausnahmeregelung und Anwendung
des Verfahrens nach § 11 AEG, sofern keine anderen Erkenntnisse dagegen sprachen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Bezug genommen.
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Il. Griinde

Es wird im Anschluss an die mit Beschluss vom 07.06.2019, Gz. BK10-19-0057_Z, erteilte
Ausnahme mit Wirkung ab dem 01.10.2024 erneut eine Ausnahme von der Anwendung des
Art. 15 der DVO (EU) 2017/2177 gewahrt mit der Folge, dass zur behdrdlichen Kontrolle der
Stilllegung von Serviceeinrichtungen weiterhin auf bestehende Verfahren (derzeit: das Verfah-
ren nach § 11 AEG) zurlickzugreifen ist.

Rechtsgrundlage der Entscheidung ist Art. 15 Abs. 10 DVO (EU) 2017/2177. Nach dieser Vor-
schrift kénnen die Mitgliedstaaten zur behdrdlichen Kontrolle der Stilllegung von Serviceein-
richtungen auf bestehende Verfahren zuriickgreifen. In diesem Fall kann die Regulierungs-
stelle Ausnahmen von der Anwendung des Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 gewahren.

Die Entscheidung ergeht in Form einer Allgemeinverfigung (hierzu unter I1.1) formell (hierzu
unter 11.2) und materiell (hierzu unter 11.3) rechtmaRig.

1.1 Handlungsform

Die vorliegende Entscheidung ergeht in Form einer Allgemeinverfigung nach § 35 Satz 2
Var. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWV{G).

Adressaten der Ausnahmegewahrung sind — als nach Art. 15 Abs. 1 bis 9 DVO (EU)
2017/2177 Verpflichtete — die Betreiber und Eigentimer von Serviceeinrichtungen im Bundes-
gebiet. Es handelt sich hierbei um einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder be-
stimmbaren Personenkreis im Sinne von § 35 Satz 2 Var. 1 VwVfG. Die Entscheidung betrifft
gleichzeitig einen konkreten Sachverhalt, indem zwischen der Anwendbarkeit von § 11 AEG
einerseits und Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 andererseits ausgewahlt wird. Dies entspricht der
Vorgabe des Art. 15 Abs. 10 Satz 2 DVO (EU) 2017/2177. Die Norm zielt dagegen nicht auf
eine individuelle Ausnahmegewahrung pro Serviceeinrichtung. Gegen ein solches Verstandnis
spricht bereits der Umstand, dass — unter Zugrundelegung der Vorgaben aus Art. 15 DVO
(EU) 2017/2177 — die Regulierungsstelle in Fallen, in denen kein Nutzungsinteresse von Sei-
ten eines Antragstellers bekundet wird, keine Kenntnis von der beabsichtigten Stilllegung er-
halten wird und derart ihr Gewahrungsermessen praktisch gar nicht ausiiben kdnnte,

vgl. Beschluss vom 07.06.2019, Gz. BK10-19-0057_2Z, S. 5.

1.2 Formelle RechtmaRigkeit
Der Beschluss ergeht formell rechtmaRig.

Die Beschlusskammer ist flir die Durchflihrung des hiesigen Verfahrens zustandig. Die Zu-
standigkeit der Regulierungsstelle ergibt sich aus Art. 15 Abs. 10 Satz 2 DVO (EU) 2017/2177.
Die Zustandigkeit liegt gemal § 4 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes Uber die Eisenbahnverkehrs-
verwaltung des Bundes BEVVG i. V. m. § 77 Abs. 1 Satz 1 des Eisenbahnregulierungsgeset-
zes (ERegQG) bei einer Beschlusskammer der Bundesnetzagentur. Nach dem Organisations-
plan der Bundesnetzagentur ist fir derartige Entscheidungen die Beschlusskammer 10, Ei-
senbahnen, zustandig.

Die Verfahrensvorschriften sind gewahrt worden.

Die Bundesnetzagentur hat das Verfahren am 02.02.2024 auf ihrer Internetseite verdéffentlicht.
Sie hat dabei zugleich auf die Méglichkeit der Hinzuziehung zum Verfahren hingewiesen.
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Die Hinzuziehungen sind ordnungsgemalf} auf der Grundlage des § 77 Abs. 3 Nr. 3 ERegG er-
folgt. Auf entsprechenden Antrag sind sechs Unternehmen, Personen oder Personenvereini-
gungen zum Verfahren hinzugezogen worden.

Die Entscheidung ergeht nach Anhérung der Beteiligten (§ 77 Abs. 6 Satz 1 ERegG). Die
Durchfiihrung einer 6ffentlichen mundlichen Verhandlung konnte dagegen zu Recht unterblei-
ben. Nach § 77 Abs. 6 Satz 3 ERegG kann die Beschlusskammer eine 6ffentliche mindliche
Verhandlung auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen durchfihren. Vorliegend ha-
ben die Verfahrensbeteiligten keine entsprechenden Antrage gestellt. Auf eine amtswegige
Durchfuihrung hat die Beschlusskammer dagegen im Wege pflichtgemalier Ermessensaus-
Ubung verzichtet. Daflir war der Umstand maRgeblich, dass die Verfahrensbeteiligten schrift-
lich ausreichend und gleichwertig angehort werden konnten.

Die Entscheidung ist gemaR § 77 Abs. 5 ERegG mit der fir Eisenbahnregulierung zustandigen
Abteilung der Bundesnetzagentur abgestimmt worden.

Die vorliegende Allgemeinverfugung wird geman § 41 Abs. 3 Satz 2 VwV{G offentlich bekannt
gegeben, da eine Bekanntgabe an die Betroffenen untunlich ist. Der Beschluss wird dazu mit
seinem verfligenden Teil im Amtsblatt der Bundesnetzagentur vom 10.04.2024 6ffentlich be-
kannt gemacht. GemaR § 41 Abs. 4 Satz 2 VwVfG wird darin angegeben, dass der Verwal-
tungsakt auf der Internetseite der Bundesnetzagentur und im Original bei der Beschlusskam-
mer eingesehen werden kann.

In der Folge gilt gemal § 41 Abs. 4 Satz 3 VwWV{G die vorliegende Allgemeinverfugung zwei
Wochen nach der ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. Ein Anlass, geman
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwV{G hiervon abzuweichen, bestand nicht.

1.3 Materielle RechtmaRigkeit

Die Entscheidung ergeht materiell rechtmaRig. Die Bundesnetzagentur gewahrt eine Aus-
nahme von der Anwendung des Art. 15 der DVO (EU) 2017/2177. Spezielle tatbestandliche
Voraussetzungen miussen nicht vorliegen (hierzu unter 11.3.1). Die fir die Entscheidung der
Regulierungsbehdrde mafigeblichen Erwagungen sind im Rahmen der pflichtgemalen Aus-
Ubung des Ermessens anzustellen (hierzu unter 11.3.2). Die Entscheidung ergeht frei von Ne-
benbestimmungen und gilt somit unbefristet (hierzu unter 11.3.3)

I.3.1 Tatbestand

Spezielle tatbestandliche Voraussetzungen fur die Ausnahmengewahrung durch die Regulie-
rungsstelle sind dem Art. 15 Abs. 10 DVO (EU) 2017/2177 nicht zu entnehmen.

So ist insbesondere nicht ersichtlich, dass die Bundesnetzagentur als Regulierungsstelle erst
nach vorgangigen Malnahmen des Mitgliedstaates tatig werden dirfte. Soweit in Art. 15
Abs. 10 Satz 1 DVO (EU) 2017/2177 die Rede davon ist, dass die Mitgliedstaaten zur behord-
lichen Kontrolle der Stilllegung von Serviceeinrichtungen auf bestehende Verfahren zurlck-
greifen kdnnen, erlautert dies in klarstellender Weise den Sinn und Zweck sowie die Rechts-
folge einer Ausnahmegewahrung durch die Regulierungsbehérde nach Satz 2 der Vorschrift,
begriindet aber keine eigenstandige Handlungserméachtigung fir sonstige Organe des Mit-
gliedstaates. Es ist namentlich nicht zu erkennen, welches Organ dies sein sollte bzw. weshalb
es einer zusatzlichen MaRnahme neben derjenigen der Regulierungsstelle bedurfte.

Die fur die Entscheidung der Regulierungsstelle maRgeblichen Erwagungen sind im Rahmen
der pflichtgemafien Ausiibung des Ermessens anzustellen,
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vgl. Beschluss vom 07.06.2019, Gz. BK10-19-0057_Z, S. 6.

I.3.2 Ermessenserwagungen

Nach Art. 15 Abs. 10 Satz 2 DVO (EU) 2017/2177 kann die Regulierungsstelle Ausnahmen
von der Anwendung des Artikels gewahren. Die Gewahrung der Ausnahme liegt daher im Er-
messen der Bundesnetzagentur. Ist die Behdrde erméachtigt, nach ihrem Ermessen zu han-
deln, hat sie es gemal § 40 VwVfG entsprechend dem Zweck der Ermachtigung auszuiben
und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten.

1.3.21 Zweck der Erméchtigung

Art. 15 Abs. 10 DVO (EU) 2017/2177 entspringt — so das Verstandnis der Beschlusskammer —
dem Gedanken der Subsidiaritat und stellt dementsprechend den Mitgliedstaaten anheim, an
eingeflhrten und bewahrten nationalen Verfahren zur behérdlichen Kontrolle der Stilllegung
von Serviceeinrichtungen festzuhalten.

1.3.2.2 Eignung und Erforderlichkeit

Die Gewahrung einer Ausnahme nach Art. 15 Abs. 10 Satz 2 DVO (EU) 2017/2177 ist geeig-
net und erforderlich, um diesen Zweck zu erreichen. Insbesondere ist ein milderes Mittel mit
gleicher Wirksamkeit nicht zu erkennen.

1.3.2.3 VerhiltnismaRigkeit im engeren Sinne

Die Ausnahmengewahrung ist auch verhaltnismafig im engeren Sinne. Sie hat keine unange-
messenen Folgen fir sonstige 6ffentliche oder private Belange. Dies gilt namentlich sowohl
fur die von der DVO (EU) 2017/2177 verfolgten &ffentlichen Interessen (hierzu unter 11.3.2.3.1)
als auch fur den Schutz von Berufsausibungsfreiheit und privatem Eigentum (hierzu unter
11.3.2.3.2) sowie in einer Gesamtschau aller zu bertcksichtigenden Belange (hierzu unter
11.3.2.3.3).

11.3.2.3.1 Offentlicher Belang: Nutzung optimieren und Funktionserhalt

Hinsichtlich der Ziele, welche die DVO (EU) 2017/2177 mit der Etablierung des unionsrechtli-
chen Stilllegungsverfahrens verfolgt, ist insbesondere deren Erwagungsgrund 18 von Inte-
resse:

,Um die vorhandenen Einrichtungen optimal zu nutzen, sollte der Betrieb von Ein-
richtungen, die fiir mindestens zwei Jahre nicht genutzt wurden, zur Vermietung
oder zum Leasing ausgeschrieben werden, wenn ein Eisenbahnunternehmen ein
auf nachgewiesenem Bedarf beruhendes Interesse an der Nutzung einer solchen
Einrichtung bekundet. [...J*

Uber das Ausschreibungs- und Verhandlungserfordernis als der zentralen Komponente des
Stilllegungsverfahrens soll also die Nutzung vorhandener Einrichtungen optimiert werden.

Das Prinzip einer mdglichst effizienten Kapazitatsbewirtschaftung liegt im Ubrigen auch den
Bestimmungen Uber die Antragstellung und das Verfahren zur Kapazitatszuweisung nebst den
damit zusammenhangenden Rechtsbehelfen in den Art. 8 bis 14 DVO (EU) 2017/2177 zu-
grunde.

Letzten Endes zielt das Stilllegungsverfahren allerdings nicht nur auf eine Nutzungsoptimie-
rung, sondern auch und insbesondere auf den damit einhergehenden Nutzungserhalt ab.
Dementsprechend besteht nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch
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das Ziel des Stilllegungsverfahrens nach § 11 AEG darin, die Verkehrsfunktionen einer beste-
henden Eisenbahninfrastruktur — insbesondere auch in der Flache — zu erhalten,

vgl. BVerwG, Urteil vom 05.11.2020, Az. 3 C 15/19, Rn. 18, 27, 34 f. (juris);
BVerwG, Urteil vom 11.04.2019, Az. 3 C 19/16, Rn. 23 (juris); BVerwG, Urteil vom
25.05.2016, Az. 3 C 2/15, Rn. 16 f. und 21 (juris); BVerwG, Urteil vom 05.07.2018,
Az. 3 C 21/16, Rn. 30 (juris); siehe ferner BT-Drs. 14/8176, S. 4.

Bei der vorliegenden Prifung der VerhaltnismaRigkeit ist deshalb zu fragen, ob ein mdglicher
Verzicht auf die Anwendbarkeit des DVO-Stilllegungsverfahrens und die damit weiterhin gel-
tende Anwendbarkeit des AEG-Stilllegungsverfahrens negative Auswirkungen auf das vorge-
nannte Ziel eines Funktionserhalts hatte. Dazu sind die Charakteristika des Stilllegungsverfah-
rens nach § 11 AEG (hierzu unter 11.3.2.3.1.1) und des Stilllegungsverfahrens nach Art. 15
DVO (EU) 2017/2177 (hierzu unter 11.3.2.3.1.2) gegeniiberzustellen (hierzu unter 11.3.2.3.1.3).

1.3.2.3.1.1 Stilllegungsverfahren nach § 11 AEG

Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 AEG sind Betreiber von Eisenbahnanlagen und Betreiber von Ser-
viceeinrichtungen zum Betrieb ihrer Eisenbahninfrastruktur verpflichtet. Der Einbezug der Be-
treiber von Serviceeinrichtungen in die Regelung erfolgte in Umsetzung des Art. 13 Abs. 6
RL 2012/34/EU zum 02.09.2016.

Die Einstellung des Betriebs von Serviceeinrichtungen ist damit ebenfalls seit dem 02.09.2016
genehmigungspflichtig. Genehmigungsbehdrden sind die Aufsichtsbehoérden, also das EBA
oder die jeweilige Landeseisenbahnaufsicht (vgl. § 5 AEG).

Die beantragte Stilllegungsgenehmigung ist zu versagen, wenn dem Betreiber der Betrieb der
Serviceeinrichtung weiterhin zugemutet werden kann und/oder Verkaufs- bzw. Verpachtungs-
verhandlungen nicht als gescheitert anzusehen sind (§ 11 Abs. 4i. V. m. Abs. 1 Satz 3 AEG).

Ist dem Betreiber der Weiterbetrieb der Serviceeinrichtung unzumutbar und sind zudem Ver-
kaufs- bzw. Verpachtungsverhandlungen gescheitert, kann die beantragte Stilllegungsgeneh-
migung gleichwohl unter Berucksichtigung verkehrlicher und wirtschaftlicher Kriterien versagt
werden (§ 11 Abs. 2 und 3 AEG). Eine solche Versagung ist allerdings héchstens fir die Dauer
von einem Jahr mdéglich (§ 11 Abs. 5 AEG) und 16st eine Kostenersatzpflicht aus (§ 11 Abs. 3
Satz 2 AEG). Andernfalls ist die beabsichtigte Stillegung zu genehmigen. Bei Untéatigkeit der
Behdrde binnen einer Frist von drei Monaten ab Antragstellung gilt die Genehmigung als erteilt
(§ 11 Abs. 3 Satz 1 AEG).

Die Stilllegungsabsicht ist vom Betreiber der Serviceeinrichtung vorab in gesetzlich néher be-
stimmten Informationsmedien zu veréffentlichen (§ 11 Abs. 1a) AEG). Im Falle von Serviceein-
richtungen, Personenbahnsteigen oder Laderampen kann die zustandige Aufsichtsbehdrde
bei einem Antrag auf dauernde Einstellung des Betriebes entscheiden, dass eine Bekanntgabe
entbehrlich ist, wenn die Serviceeinrichtung, der Personenbahnsteig oder die Laderampe in
den letzten 24 Monaten vor der geplanten Betriebseinstellung nicht zweckentsprechend ge-
nutzt wurde und kein Antrag auf Nutzung gestellt oder eine entsprechende Absicht dem Be-
treiber bekannt ist (§ 11 Abs. 1 Satz 5 AEG).

Der vom Gesetzgeber angestrebte Funktionserhalt soll also dadurch erreicht werden, dass der
Betreiber zum Weiterbetrieb gezwungen werden kann bzw. — sollte ihm dies unzumutbar sein
— zumindest Dritten die Mdglichkeit erdffnet wird, den Betrieb der betroffenen Serviceeinrich-
tung zu Gbernehmen. Im letztgenannten Fall kann eine Versagungsentscheidung Ubernahme-
absichten Dritter dadurch unterstiutzen, dass begrenzt zusatzliche Zeit etwa zur Klarung von
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Finanzierungsfragen gewonnen wird. Mit der bis zur Genehmigung andauernden Betriebs-
pflicht wird namentlich verhindert, dass — wie das Bundesverwaltungsgericht bereits im Urteil
vom 25.10.2007, Az. 3 C 51/06, Rn. 21 ff. (juris), Hunsriickbahn, ausgefuhrt hat — die Zugangs-
rechte Dritter ausgehdhlt werden. Eine dauerhafte Sperrung der Einrichtung aus Betriebsgrin-
den aulRerhalb eines Genehmigungsverfahrens ist dem Betreiber damit nicht erlaubt.

1.3.2.3.1.2 Stilllegungsverfahren nach Art. 15 DVO (EU) 2017/2177

Auch die Regelungskonzeption in Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 beruht darauf, dass interes-
sierten Marktteilnehmern die Moglichkeit gegeben werden soll, eine Serviceeinrichtung, an
deren Weiterbetrieb der bisherige Betreiber kein Interesse mehr hat, selbst zu ibernehmen.

Zentrale Vorschrift der EU-Konzeption ist Art. 15 Abs. 1 DVO (EU) 2017/2177. Danach werden
Serviceeinrichtungen, die fur mindestens zwei aufeinanderfolgende Jahre nicht genutzt wur-
den, fir Interessenbekundungen freigegeben und zum Leasing oder zur Vermietung ausge-
schrieben. Der Zweijahreszeitraum beginnt an dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem in der
betreffenden Serviceeinrichtung zum letzten Mal eine schienenverkehrsbezogene Leistung er-
bracht wurde (Art. 15 Abs. 2 DVO (EU) 2017/2177).

Antragsteller, die ein Interesse an der Nutzung der Serviceeinrichtung haben, teilen ihr Inte-
resse dem Betreiber der Serviceeinrichtung mit und setzen die Regulierungsstelle unverzug-
lich davon in Kenntnis (Art. 15 Abs. 3 S. 1 DVO (EU) 2017/2177).

Soweit sich der Betreiber weder zum Weiterbetrieb bereiterklart noch das Andauern eines
Umstellungsprozesses (also ein Verfahren nach § 23 AEG, vgl. Art. 3 Nr. 9 DVO (EU)
2017/2177i. V. m. Erwagungsgrund 18 DVO (EU) 2017/2177) geltend gemacht hat, macht der
Eigentimer der Serviceeinrichtung ein Leasing- oder Vermietungsangebot bekannt. Interes-
sierte Marktteilnehmer haben mindestens 30 Tage Zeit, ein Angebot zu unterbreiten (Art. 15
Abs. 7 Satz 3 lit. d DVO (EU) 2017/2177).

Der Eigentiumer wahlt einen Bewerber aus und unterbreitet ihm unverziglich ein angemesse-
nes Angebot zum Leasing oder zur Vermietung (Art. 15 Abs. 9 DVO (EU) 2017/2177).

Die Regulierungsstelle ist an dem Verfahren in der Weise beteiligt, dass ihr Mitteilungen tber
das Nutzungsinteresse von Antragstellern (Art. 15 Abs. 3 DVO (EU) 2017/2177), Uber die Gel-
tendmachung eines Umstellungsprozesses (Art. 15 Abs. 6 DVO (EU) 2017/2177) und Uber die
Bekanntmachung des Leasing- oder Vermietungsangebots (Art. 15 Abs.7 DVO (EU)
2017/2177) zu machen sind. Zudem hat sie besondere Prifungsrechte in Bezug auf einen
geltend gemachten Umstellungsprozess. Schliel3lich wird die Regulierungsbehérde darauf
hinwirken kénnen (etwa per Mallhahmen nach § 67 Abs. 1 Satz 1 ERegG), dass die vorge-
nannten Verfahrensvorschriften eingehalten werden. Materiell begriindete Genehmigungs-
bzw. Versagungsbefugnisse stehen der Regulierungsbehdérde allerdings nicht zu.

1.3.2.3.1.3 Gegenuberstellung § 11 AEG und Art. 15 DVO (EU) 2017/2177

Bei einem Vergleich der Regelungen in § 11 AEG einerseits und Art. 15 DVO (EU) 2017/2177
andererseits zeigten sich bereits im Verfahren BK10-19-0057_Z eine Reihe von Gesichtspunk-
ten, bei denen das AEG-Verfahren im Hinblick auf das von den gesetzlichen Regelungen be-
absichtigte Ziel besser als das DVO-Verfahren abschneidet. Die Beschlusskammer halt an
den Erwagungen fest,

vgl. auch zum Folgenden: Beschluss vom 07.06.2019, Gz. BK10-19-0057_Z,
S.8f.
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Wahrend das Ziel ,Transparenz fir den Markt* (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.2) vom AEG-Verfahren
und vom DVO-Verfahren gleichermal3en gut erflllt wird, weist das AEG-Verfahren deutliche
Vorteile bei den Punkten ,Fortbestehen einer Betriebspflicht* (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.1),
,Transparenz fur den Staat* (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.3), ,Uberpriifung der Zumutbarkeit eines
Weiterbetriebs® (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.4), ,Erhéhung der Chance zum Weiterbetrieb durch
Zeitgewinn“ (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.5), ,Rechtssicherheit® (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.6) und
,Konsistenz mit den Verfahren flr Streckenstilllegungen® (hierzu unter 11.3.2.3.1.3.7) auf.

1.3.2.3.1.3.1 Bestehen einer dauerhaften Betriebspflicht bis zum Abschluss eines
Stilllegungsverfahrens

Nur die Anwendung des AEG-Verfahrens kann eine Betriebspflicht des Betreibers der Ser-

viceeinrichtung mit hinreichender Klarheit begriinden.

Fur die praktische Auslbbarkeit von Zugangsrechten ist es bedeutsam, dass der Betrieb einer
Serviceeinrichtung erst nach Abschluss eines Stilllegungsverfahrens eingestellt werden kann.
Dies wird durch die im AEG enthaltenen Regelungen gewahrleistet, denn nach § 11 Abs. 1
Satz 1 AEG sind die Betreiber von Serviceeinrichtungen zum Betrieb ihrer Eisenbahninfra-
struktur verpflichtet.

Dagegen enthalt Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 keine dem § 11 Abs. 1 Satz 1 AEG vergleich-
bare Bestimmung, wonach der Betreiber einer Serviceeinrichtung zu deren Betrieb verpflichtet
ist. Auch in den Ubrigen Bestimmungen des europaischen Eisenbahnrechts, insbesondere in
den sonstigen Teilen der DVO (EU) 2017/2177 und der RL 2012/34/EU, ist die Normierung
einer Betriebspflicht flir Serviceeinrichtungen nicht erkennbar.

Ob den DVO-Vorschriften eine Betriebspflicht durch Auslegung zu entnehmen ist, erscheint
zweifelhaft:

Auf der einen Seite kann in Anlehnung an das Hunsriickbahn-Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVerwG, a. a. O.) argumentiert werden, dass zum Schutz der Zugangsrechte Dritter
Serviceeinrichtungen bis zu einer etwaigen Stilllegung im betriebsfahigen Zustand zu halten
sind. Auch wirde die Verpflichtung zur Durchfihrung von Bekanntmachung und ggf. Aus-
schreibung nach zweijahriger Nichtnutzung ansonsten ohne weiteres durch vorherige Stillle-
gungen oder durch Einmalnutzungen, die einen erneuten Fristenlauf auslésen wirden, unter-
laufen werden kdnnen. Der Erhalt der Verkehrsfunktion wirde damit gerade nicht gewahrleis-
tet.

Auf der anderen Seite spricht Art. 15 Abs. 3 Satz 3 DVO (EU) 2017/2177 von der ,Wiederauf-
nahme“ des Betriebs. Zudem geht das BVerwG im Stuttgart-Urteil davon aus, dass die zu-
grunde liegende Richtliniennorm des Art. 13 Abs. 6 RL 2012/34/EU es dem Eigentimer er-
laube, innerhalb der Zweijahresfrist die Einrichtung anderweitig zu verwerten und zu beseiti-
gen,

BVerwG, Urteil vom 05.07.2018 Az. 3 C 21/16, Rn. 46 (juris).

Nicht angangig erscheint es jedenfalls, bei Geltung der DVO-Vorschriften eine Betriebspflicht
aus § 11 Abs. 1 Satz 1 AEG herzuleiten. Es spricht viel dafiir, dass diese Norm, solange nach
Art. 15 Abs. 10 DVO (EU) 2017/2177 keine Ausnahme gewahrt worden ist, aufgrund des Vor-
rangs des Unionsrechts nicht anwendbar ist. Denn Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 regelt die
Frage nach der Stilllegung von Serviceeinrichtungen sehr detailliert, so dass die Regelung als
abschlief3end zu verstehen ist.
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1.3.2.3.1.3.2 Transparenz fiir Marktteilnehmer

Unter dem Blickwinkel der Transparenz der Marktteilnehmer erweisen sich beide Verfahren
als gleichwertig.

Fir die Teilnehmer des Eisenbahnverkehrsmarktes ist es bedeutsam, dass sie von der Absicht
eine Serviceeinrichtung stillzulegen, erfahren. Denn dann besteht sowohl nach der AEG-
Konzeption als auch derjenigen der DVO (EU) 2017/2177 die Mdglichkeit, den Betrieb von
Serviceeinrichtungen in Eigenregie fortzufiuhren.

Die hierzu notwendige Transparenz wird durch beide Regelungen gewahrleistet. Selbst im
Falle von § 11 Abs. 1 Satz 5 AEG, in dem die zustandige Aufsichtsbehdrde bei einem Antrag
auf dauernde Einstellung des Betriebes einer Serviceeinrichtung unter bestimmten Vorausset-
zungen entscheiden kann, dass eine Bekanntgabe nach Absatz 1a entbehrlich ist, informiert
in der Verwaltungspraxis das EBA auf seiner Internetseite Gber die Stilllegungsabsicht.

Die DVO (EU) 2017/2177 gewahrleistet die notwendige Transparenz durch verschiedene Ver-
offentlichungs- und Informationspflichten, enthalten in Art. 15 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 Satz 2 und
Abs. 7 DVO. Eine entsprechende Verwaltungspraxis musste sich noch herausbilden.

1.3.2.3.1.3.3 Transparenz fiir die zustandigen Behorden

Unter dem Gesichtspunkt der Transparenz fir die zustadndigen Behorden erweist sich das
AEG-Verfahren als vorzugswurdig.

Das Stilllegungsverfahren nach § 11 AEG ist als Genehmigungsverfahren konzipiert. Es stellt
damit ohne weiteres hinreichende Transparenz fur die zustandigen Aufsichtsbehdrden sicher.

Dieses Ergebnis kann auch durch die Regelungen der DVO (EU) 2017/2177 erreicht werden,
denn nach Art. 15 Abs. 7 DVO (EU) 2017/2177 veroffentlicht der Eigentimer einer Serviceein-
richtung in seinem Webportal eine Bekanntmachung Uber das Leasing oder die Vermietung
der betreffenden Serviceeinrichtung und setzt insbesondere die Regulierungsstelle davon in
Kenntnis. Dies gilt allerdings nur, sofern vorgangig ein Antragsteller ein Nutzungsinteresse
bekundet hat. Liegt keine Bekundung vor, erfahrt auch die Regulierungsstelle nicht von der
beabsichtigten Stilllegung. Insoweit fallt die Regelung in der DVO (EU) 2017/2177 hinter die-
jenige im AEG zurlck.

1.3.2.3.1.3.4  Uberpriifung, ob dem Betreiber der Weiterbetrieb zugemutet werden
kann

Bei der Gegenuberstellung von § 11 AEG und Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 unter dem Aspekt
der Zumutbarkeit des Weiterbetriebs flr den Betreiber der Serviceeinrichtung zeigt sich ein
Vorteil der AEG-Regelungen.

In dem Stilllegungsverfahren nach § 11 AEG wird gepruft, ob dem Betreiber der Serviceein-
richtung der Betrieb weiter zugemutet werden kann. Eine derartige Prifung ist in dem entspre-
chenden Verfahren nach Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 nicht angelegt. Folge der behoérdlichen
Kontrolle im DVO-Verfahren kann somit auch nicht — wie es bei dem AEG-Verfahren der Fall
ist — die Verpflichtung des Betreibers der Serviceeinrichtung zum Weiterbetrieb bei entspre-
chender Zumutbarkeit sein.

1.3.2.3.1.3.5 Erhoéhung der Chance zum Weiterbetrieb durch Zeitgewinn

Die Anwendung der AEG-Regelungen erweist sich auch deshalb als vorteilhaft, weil bei ihr
eine erhdhte Chance besteht, dass die Serviceeinrichtung doch noch weiter betrieben wird.
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Bei einer Versagung der Stilllegungsgenehmigung nach § 11 Abs. 2 und 3 AEG wird zusatzli-
che Zeit dafiir gewonnen, den Betrieb der Serviceeinrichtung auf ein anderes Unternehmen
zu Ubertragen und dadurch ihren Weiterbetrieb sicherzustellen. Die Versagung ist gemaf § 11
Abs. 5 Hs. 1 AEG fur einen Zeitraum von einem Jahr moéglich. Danach gilt die Genehmigung
als erteilt. Nach der Versagungsentscheidung gibt es damit Zeit, die etwa zur Sicherstellung
der Finanzierung durch das an der Ubernahme der Serviceeinrichtung interessierte Unterneh-
men genutzt werden kann.

Eine derartige Moglichkeit besteht nach den Regelungen der DVO (EU) 2017/2177 nicht. In-
sofern liegt hier ein vorzugswiurdiger Punkt bei § 11 AEG, denn durch den zusatzlichen Zeit-
gewinn kénnen die Chancen zum Weiterbetrieb der Serviceeinrichtung erhéht werden.

11.3.2.3.1.3.6 Rechtssicherheit

Die Anwendung des § 11 AEG garantiert im Vergleich zur Anwendung des Art. 15 DVO (EU)
2017/2177 ein hdheres Mal} an Rechtssicherheit.

Zur Anwendung von § 11 AEG existiert bereits hdochstrichterliche Rechtsprechung,

vgl. BVerwG, Urteil vom 25.05.2016, Az. 3 C 2/15 — Sulingen; BVerwG, Urteil vom
05.07.2018, Az. 3 C 21/16 — Stuttgart-Urteil; BVerwG, Urteil vom 11.04.2019, Az. 3
C 19/16; BVerwG, Urteil vom 05.11.2020, Az. 3 C 15/19.

AulRerdem bildet sich in der Verwaltungspraxis des EBA ein Fallrecht aus, das bislang — soweit
ersichtlich — nicht auf grundsatzliche Ablehnung durch Marktbeteiligte gestoRen ist. So begrudt
auch die Hinzugezogene zu 4. den Erlass der Ausnahmeregelung und die daraus resultie-
rende Anwendbarkeit des § 11 AEG, da sich seit der Schaffung des § 11 AEG im Zuge der
ersten Stufe der Bahnreform 1993/94 eine reichhaltige Verwaltungspraxis und Auspragung
einer diesbezlglichen Rechtsprechung herausgebildet habe. Bei einer Parallelitadt der Anwen-
dung unionsrechtlicher und nationaler Rechtsvorschriften waren Rechts- und Planungsunsi-
cherheit fir die Beteiligten die Folge.

Die bei Erlass des Beschlusses BK10-19-0057_Z noch bestehende Unsicherheit hinsichtlich
der kunftigen Auswirkungen des Stuttgart-Urteils des Bundesverwaltungsgerichts,

BVerwG, Urteil vom 05.07.2018, Az. 3 C 21/16, Rn. 48 (juris),

wonach die Stilllegung von Serviceeinrichtungen gleichsam als Stilllegungen zweiter Klasse
zu betrachten sein kdnnte, weil in § 11 Abs. 1 AEG weiterhin das — an sich redundante Merk-
mal — ,eines fur die Betriebsabwicklung wichtigen Bahnhofs” verwendet wird, was implizieren
konnte, dass andere Serviceeinrichtungen hierfir weniger ,wichtig“ und im Hinblick auf eine
Stilllegung weniger schitzenswert sind, besteht nicht mehr. Denn die Neufassung von § 11
Abs. 1 AEG enthalt das Merkmal ,eines fir die Betriebsabwicklung wichtigen Bahnhofs® nicht
mehr.

Aulerdem existiert zu Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 noch keine gesicherte Rechtsprechung.
Im Vergleich wird eine gréRere Rechtssicherheit daher durch eine weitere Anwendung von
§ 11 AEG gewahrleistet.

11.3.2.3.1.3.7 Konsistenz

Der Gesichtspunkt der Konsistenz spricht ebenfalls fir die Anwendung der AEG-Regelungen.

Die Regelungen des § 11 AEG gewabhrleisten eine konsistente Verfahrensfiihrung bei der Still-
legung von offentlicher Eisenbahninfrastruktur. Bei Beibehaltung dieses Stilllegungsregimes
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werden die Verfahren zur Stilllegung von Serviceeinrichtungen und diejenigen zur Stilllegung
von Eisenbahnanlagen einheitlich bei den Eisenbahnaufsichtsbehérden geflihrt. Demgegen-
Uber kdme es zu einer gespaltenen Behordenzustandigkeit, wenn zukunftig die Regelungen
aus Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 angewendet wirden. Denn dann lage die Zustandigkeit flr
die Stilllegung von Serviceeinrichtungen bei der Bundesnetzagentur, diejenige fur die Stillle-
gung von Eisenbahnanlagen aber weiterhin bei den Eisenbahnaufsichtsbehérden.

Zudem fanden bei einer Beibehaltung von § 11 AEG fur die Stilllegung von Serviceeinrichtun-
gen und fur die Stilllegung von Eisenbahnanlagen einheitliche Rechtsvorschriften Anwendung.
Dies ware nicht der Fall, wenn der Teilbereich der Stilllegung von Serviceeinrichtungen nach
den Regelungen aus Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 beurteilt wirde. Schlie3lich kann die Still-
legung von Bahnsteigen als actus-contrarius zur infrastrukturbezogenen Unternehmensge-
nehmigung nach § 6 Abs. 2 Satz 2 AEG verstanden werden. Daher erscheint es grundsatzlich
sinnvoll, wenn die gleiche Behdrde, die Uber die Genehmigung entschieden hat, aufgrund des
gleichen Regelungsregimes flr die beabsichtigte Stilllegung der Serviceeinrichtung zustandig
ware.

Auch die Hinzugezogene zu 4. spricht sich flr eine einheitliche Verwaltungspraxis aus. Eine
potentielle, auf die Grundlage der DVO (EU) 2017/2177 gestltzte Aufspaltung der Behdrden-
zustandigkeit und des Verwaltungsverfahrens wiirde zur Erschwerung und unnétigen Birokra-
tisierung des Prozesses der gesetzlichen Verfahren fuhren. Dartber hinaus wirden nach ihrer
Auffassung auch kompetenzrechtliche Fragestellungen insbesondere flr von nicht-bundesei-
genen Eisenbahnen betriebene Serviceeinrichtungen entstehen, indem namlich dort Begrin-
dung und Uberwachung der Betriebspflicht bei Landesbehdrden, deren Beendigung bei der
Bundesnetzagentur als Bundesbehdrde angesiedelt wirden. Auch die schon heute gelegent-
lich zu beobachtende Unsicherheit beim Wechsel der Aufsichtsbefugnisse fir Eisenbahninfra-
strukturen im Falle der Abgabe durch die Hinzugezogene zu 4. an einen nicht-bundeseigenen
Betreiber von Serviceeinrichtungen vom EBA an eine Landesbehdrde wiirde durch die Ein-
schaltung einer weiteren Behodrde in der Tendenz nicht vereinfacht.

1.3.2.3.2 Private Belange: Berufsausiibungsfreiheit und Eigentumsschutz

Eine weitere Fortgeltung des AEG-Stilllegungsverfahrens dirfte sich — insbesondere auch mit
Blick auf die staatliche Kostentragungspflicht gema® § 11 Abs. 3 Satz 2 AEG im Falle der
temporaren Versagung einer Stilllegungsgenehmigung — nicht als unverhaltnismaniger Eingriff
in die Berufsausubungsfreiheit und die Eigentumsrechte Privater darstellen. In der Rechtspre-
chung sind jedenfalls keine diesbeziglichen Tendenzen ersichtlich. Ebenso wenig wurde im
vorliegenden Verfahren von Seiten der Verfahrensbeteiligten eine in dieser Hinsicht beste-
hende UnverhaltnismaRigkeit des AEG-Verfahrens geltend gemacht.

11.3.2.3.3 Gesamtschau

Nach Abwagung der vorstehend ausgefiihrten offentlichen und privaten Belange ist die Ge-
wahrung einer Ausnahme nach Art. 15 DVO (EU) 2017/2177 verhaltnismaRig im engeren
Sinne.

Durch den Verzicht auf die Anwendbarkeit des DVO-Stilllegungsverfahrens und die damit wei-
terhin geltende Anwendbarkeit des AEG-Stilllegungsverfahrens drohen in einer Gesamtschau
keine negativen Auswirkungen auf das oben genannte Ziel eines Funktionserhalts. Stattdes-
sen starkt die Anwendung des AEG-Stilllegungsverfahrens das Ziel, die Funktionsfahigkeit ei-
ner Serviceeinrichtung zu erhalten. Dies gilt vor allem mit Blick auf die dargelegte Betriebs-
pflicht von Serviceeinrichtungen, die Transparenz fir die zustadndigen Behdrden, die Prifung
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der Zumutbarkeit und die Erhéhung der Chance des Weiterbetriebs sowie die Rechtssicherheit
und Konsistenz.

Die Beschlusskammer geht im Ubrigen davon aus, dass die Bundesnetzagentur von den zu-
stéandigen Behérden im Anwendungsbereich des § 9 Abs. 3 BEVVG (weiterhin) in dem dort
geregelten Umfang an Verfahren nach § 11 AEG beteiligt wird. Dadurch wird sichergestellt,
dass die Bundesnetzagentur Gber die Flihrung von Stilllegungsverfahren informiert bleibt.

1.3.3 Unbefristete Entscheidung
Anders als im Verfahren BK10-19-0057_Z wird die Ausnahme unbefristet gewahrt.

Rechtsgrundlage fir eine Nebenbestimmung in Form einer Befristung ware § 36 Abs. 2 Nr. 1
VwVFG.

Nach dieser Bestimmung darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemafliem Ermessen erlassen
werden mit einer Bestimmung, nach der eine Verglnstigung oder Belastung zu einem be-
stimmten Zeitpunkt beginnt, endet oder fur einen bestimmten Zeitraum gilt (Befristung).

Die Beschlusskammer ist der Ansicht, dass es einer erneuten Befristung nicht bedarf. Eine
solche ich nicht erforderlich. Denn es hat sich nicht herausgestellt, dass Stilllegungen von Ser-
viceeinrichtungen von den Gerichten angesichts der oben genannten Rechtsprechung im
Stuttgart-Urteil des Bundesverwaltungsgerichts,

BVerwG, Urteil vom 05.07.2018, Az. 3 C 21/16, Rn. 48 (juris),

lediglich als ,Formalie® betrachtet wirden. Insbesondere wurde das Merkmal ,eines fur die
Betriebsabwicklung wichtigen Bahnhofs® in der Neufassung von § 11 Abs. 1 AEG gestrichen.

Gebiihrenhinweis

GemalR § 69 ERegG erhebt die Regulierungsbehdrde fir individuell zurechenbare 6ffentliche
Leistungen Gebuhren und Auslagen. Die Gebihren werden gemaf der am 15.05.2021 in Kraft
getretenen Besonderen Gebihrenverordnung des Bundesministeriums fur Verkehr und digi-
tale Infrastruktur (BMVI) fur individuell zurechenbare 6ffentliche Leistungen der Bundesnetza-
gentur im Bereich der Eisenbahnregulierung (EReg-BGebV) festgesetzt. Sollten fir diesen
Beschluss Gebuhren oder Auslagen anfallen, erfolgt deren Geltendmachung gemal § 77
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ERegG in einem gesonderten Bescheid. Rickfragen im Zusammenhang
mit einer moglichen Gebuhrenerhebung kdnnen per E-Mail an das Postfach GebuehrenEisen-
bahn@BNetzA.de gerichtet werden.
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Rechtsbehelfshelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem Ver-
waltungsgericht Kéln, Appellhofplatz 1, 50667 K&ln erhoben werden.

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Dr. Geers Dr. Leupold Kirchhartz



	BK10-24-0011_Z  
	Beschluss  
	Inhaltsverzeichnis  
	I.  Sachverhalt  
	Gründe  
	II.  
	  II.1 Handlungsform 
	   II.2 Formelle Rechtmäßigkeit 
	   II.3 Materielle Rechtmäßigkeit 
	 II.3.2 Ermessenserwägungen 
	   II.3.3 Unbefristete Entscheidung 



	Gebührenhinweis  
	Rechtsbehelfsbelehrung 




